
 

 
 
 
An die Medien 
 
 
Freihandel mit der EU im Bereich der Landwirtschaft 
Kantonsregierungen gegen Verhandlungsmandat 
 
Die Kantonsregierungen lehnen zum gegenwärtigen Zeitpunkt die Aufnahme von 
Verhandlungen mit der EU über ein umfassendes Abkommen betreffend Freihan-
del im Agrar- und Lebensmittelbereich, im Bereich der Gesundheit, der Lebens-
mittelsicherheit und der allgemeinen Produktesicherheit ab. 
 
Aufgrund allgemeiner europapolitischer Erwägungen erscheint es den Kantonsregie-
rungen nicht angezeigt, zum jetzigen Zeitpunkt neue europapolitische Projekte in Angriff 
zu nehmen. Obwohl in den Bereichen Gesundheit, Produktesicherheit und Lebensmit-
telsichehrheit ein Abkommen mit der EU grundsätzlich sinnvoll wäre, überwiegen nach 
Ansicht einer klaren Mehrheit der Kantonsregierungen derzeit die negativen Auswirkun-
gen betreffend die Aufnahme von Verhandlungen über das vom Bundesrat angestrebte 
umfassende Abkommen mit der EU. 
 
Nach Ansicht der Kantonsregierungen könnte die Situation allerdings zu gegebenem 
Zeitpunkt nochmals neu beurteilt werden. Dies wäre insbesondere dann der Fall, wenn 
die bestehenden Abkommen mit der EU konsolidiert sind und genauere Angaben über 
die vom Bundesrat geplanten Begleitmassnahmen im Bereich der Landwirtschaft vor-
liegen. 
 
 
Bern, 9. Juli 2008 
 
 
Weitere Auskünfte erteilen: 
- Regierungsrat Lorenz Bösch, Präsident der KdK (Tel. 079 426 54 19) 
- Canisius Braun, Sekretär KdK (Tel. 031 320 30 00 / 079 456 92 92) 


